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Abkiirzungsverzeichnis

GPK Die Geschaftsprifungskommissionen

SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft

GK Gerichtskommission der Vereinigten Bundesversammlung
BGer Bundesgericht

BStGer Bundesstrafgericht

CdG Les Commissions de gestion

SSR Société suisse de radiodiffusion

CcJ Commission judiciaire de I'Assemblée fédérale

TF Tribunal fédéral

TPF Tribunal pénal fédéral
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 17.06.2019
MARC BUHLMANN

BERICHT
DATUM: 22.09.2020
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Organisation der Bundesrechtspflege

In der Sommersession 2019 nahmen die Rate den Geschaftsbericht des
Bundesgerichtes 2018 zur Kenntnis und stimmten dem entsprechenden
Bundesbeschluss stillschweigend zu. Die Berichterstatterin und die beiden
Berichterstatter der Subkommissionen Gerichte/Bundesanwaltschaft der GPK beider
Réate - Corina Eichenberger-Walther (fdp, AG) und Philippe Nantermod (fdp, VS) fir den
Nationalrat sowie Beat Rieder (cvp, VS) fir den Stdnderat - hoben die wichtigsten
Kennzahlen aus dem Bericht hervor.

38 Bundesrichterinnen und Bundesrichter, 153 Bundesgerichtsschreiberinnen und
-schreiber sowie das Gerichtspersonal hatten am Bundesgericht im Jahr 2018 den
neuen Rekord von total 8'040 Fallen erledigt (2017: 8'029). Erfreulich sei, dass die Zahl
der erledigten Falle die Zahl der neuen Félle Ubersteige. Ende 2018 harrten noch 2'761
Geschéafte ihrer Erledigung. Im Schnitt nahm die Erledigung eines Falls 145 Tage in
Anspruch (2017: 144 Tage). Von Bedeutung sei 2018 das Bundesgerichtsgesetz sowie das
Projekt «elektronisches Gerichtsdossier» gewesen. Mit dem «Gever» fur die
Gerichtsverwaltung, dem <«E-Dossier» flur die Gerichtspersonen im Bundesgericht
sowie mit «Justitia 4.0» fur die Gerichte der ganzen Schweiz werden elektronische
Zugriffe auf Gerichtsakten geschaffen, womit die Arbeit erleichtert und effizienter
werde. Die Zusammenarbeit des BGer mit den erstinstanzlichen Gerichten verlaufe gut.
Auch Uber diese erstinstanzlichen Gerichte, Gber die das BGer die Oberaufsicht austbt,
wurde berichtet:

Im Bundesstrafgericht waren im Berichtjahr total 789 Falle erledigt worden und 776 neu
eingegangen. Im Schnitt dauerte die Erledigung eines Falls 173 Tage in der Straf- und 98
Tage in der Beschwerdekammer. Probleme bereiteten dem BStGer die unregelmassigen
Eingénge in den verschiedenen Landessprachen. Die Arbeiten fur die neu geschaffene
Berufungskammer seien zudem stark unterschatzt worden. Die Aufstockung der
Ressourcen in der Wintersession, die in einer eigentlichen Hauruck-Ubung gesprochen
worden war, habe nur einen Teil des Problems gelost. In einer Aussprache mit den
Verantwortlichen habe sich das Jahr 2023 als frihstmoglicher Termin fir den Bezug der
Raumlichkeiten flur die Berufungskammer ergeben. Hier musse also dringend eine
Ubergangslosung gefunden werden - ein Punkt, der in der kleinen Kammer zu
Diskussionen Anlass gab. Didier Berberat (sp, NE), Mitglied der GK, wies darauf hin, dass
der Kanton Tessin hier endlich seine Hausaufgaben machen musse.

Auch im Bundesverwaltungsgericht konnten mehr Falle erledigt werden (7'603; 2017:
7'385) als neu eingegangen waren (7'468; 2017: 7'365). Im Schnitt nahm die Erledigung
eines Falls 284 Tage in Anspruch; leider nehme diese Zahl kontinuierlich zu und sei von
212 Tagen im Jahr 2016 innert zwei Jahren um Uber 70 Tage gestiegen, berichtete Beat
Rieder im Stadnderat. Auffallig sei die hohere Zahl an Eingédngen im Kartellrecht, die
umfangreiche und komplexe Verfahren nach sich zégen. Auch die Asylfélle seien
aufwandiger geworden, was die langere Dauer zu erklaren vermoge.

Das Bundespatentgericht schliesslich erledigte gleich viele Félle (29; 2017: 24), wie neu
eingegangen waren (29; 2017: 34). Mit den 3.6 Richterstellen dauert die Erledigung eines
Falles 143 (summarische Verfahren) bzw. 438 Tage (ordentliche Verfahren), wobei die
Dauer bei den ordentlichen Verfahren stark gesenkt werden konnte (2017: 541 Tage).
Ulrich Meyer, der Prasident des Bundesgerichts, erganzte die Kommissionsangaben im
Nationalrat mit dem Hinweis, dass er zwar stolz sei, einen Bericht mit schwarzen Zahlen
abliefern zu koénnen, dass aber rund 80 Prozent der 8'000 erwéhnten Félle die
Tatsachen- und nicht die Rechtsebene betreffen. Die eidgendssischen Gerichte seien
zur «Urteilsfabrik» geworden, was kein idealer Zustand sei. Er hoffe deshalb auf die
laufende Revision des Bundesgerichtsgesetzes. '

In der Herbstsession wurde der Geschéaftsbericht des Bundesgerichts 2019 von den
Raten zur Kenntnis genommen und gutgeheissen. Die Sprecherin und der Sprecher der
GPK und der Subkommissionen Gerichte - Manuela Weichelt-Picard (al, ZG) und
Philippe Nantermod (fdp, VS) - empfahlen dem Nationalrat, den Bericht zu genehmigen,
und fassten die wichtigsten Elemente zusammen.

Die Geschéftslast sei - vor allem in der strafrechtlichen, der zweiten zivilrechtlichen
und den beiden 6ffentlich-rechtlichen Abteilungen - nach wie vor sehr hoch, habe aber
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trotz Pensionierung und Ersatz von 6 von 38 ordentlichen Bundesrichterinnen und
Bundesrichtern im Verlauf des Berichtjahres bewaltigt werden kénnen. Insgesamt seien
7'937 Félle behandelt worden (2018: 8'041). Die Personalstrategie sei angepasst worden
und man habe noch vor Corona Home-Office fur die Gerichtsschreibenden eingeflihrt
sowie mit der Beteiligung an einer Institution mit Krippenplétzen fir eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf und Familie gesorgt.

Die Digitalisierung schreite auch im Rahmen des Projekts «Justitia 4.0» voran, wenn
auch nicht so rasch wie gewiinscht. 2019 sei die Revision des Bundesgerichtsgesetzes
zwar gescheitert, Bundesgerichtsprasident Ulrich Meyer (sp) ersuche die Réte aber, die
nicht strittigen Punkte aus der Revision moglichst rasch wieder aufzunehmen.
Weichelt-Picard berichtete auch Uber die Aufsichtsaufgaben, welche das
Bundesgericht gegenlber den anderen eidgendssischen Gerichten hat. Das
Bundesgericht sei 2019 gebeten worden, die Probleme beim Bundesstrafgericht zu
untersuchen. In den Medien waren Fihrungsschwache und Mobbing vermutet worden.
Der Bundesgerichtsprasident habe sich zuerst zwar noch verhalten optimistisch zur
Lage am Bundesstrafgericht gedussert, allerdings seien Ende 2019 neue Vorwurfe
aufgetaucht, denen das Bundesgericht nun zusatzlich nachgehen musse. Der
Nationalrat nahm den Bundesbeschluss Uber den Geschaftsbericht in der Folge
diskussionslos an.

Der Sténderat verspurte grossere Lust zur Diskussion Uber den Bericht. Carlo
Sommaruga (sp, GE) erinnerte daran, dass der Jahresbericht des Bundesgerichts in der
Regel im ersten Semester und nicht erst drei Monate vor Ende des Jahres debattiert
werde. Covid-19 habe aber nun zu dieser Verschiebung gefihrt und er behalte sich
deshalb vor, neben seinem Bericht flir die Kommission auch ein paar Bemerkungen zu
aktuellen Ereignissen einfliessen zu lassen. Auch er ging auf die Fallzahlen ein: 2019
seien 7'884 neue Félle ans Bundesgericht gelangt, 86 mehr als im Vorjahr. Die Zahl
pendenter Félle habe im Vergleich zum Vorjahr hingegen marginal abgenommen. Im
Schnitt habe die Zeit flr die Erledigung eines Falls 140 Tage betragen.

Sommaruga hob aus dem Bericht weiter hervor, dass die Berufungskammer des
Bundesstrafgerichts noch immer nicht in einem anderen Gebdude untergebracht sei,
wie dies eigentlich geplant gewesen war.

Das Bundesverwaltungsgericht habe 2019 mit 6'965 neuen Fallen ebenfalls eine hohe
Geschaftslast gehabt, fuhrte Sommaruga weiter aus; mit 7'157 erledigten Prozessen und
einer Verringerung der Dauer eines Falls (von 2018 durchschnittlich 284 auf 264 Tage)
hatten die Pendenzen aber abgebaut werden kénnen.

Auch im Standerat war die Untersuchung der Vorkommnisse beim Bundesstrafgericht
Thema. Leider - so Sommaruga - sei der Untersuchungsbericht gleichzeitig bei der GPK
und bei der Presse gelandet, was viel Arger ausgelést habe. Die Geschichte sei aber
noch nicht zu Ende.

In der Folge nahm Bundesgerichtsprasident Ulrich Meyer als Gast der kleinen Kammer
Stellung zu diesem «Fall Bellinzona». Man habe bereits im Januar 2020 mit der
Untersuchung begonnen und dann den Abschlussbericht im April 2020 gleichzeitig im
Internet aufgeschaltet und der GPK abgegeben. Dies entspreche der eigenen Praxis und
sei mit der Subkommission Gerichte abgesprochen gewesen. Nach acht Jahren
Tatigkeit in der Aufsichtsbehorde des Bundesgerichts wolle er die Empfehlung abgeben,
dass die GPK und die Aufsichtsbehdrden zusammenarbeiten und nicht Gegensatze
suchen sollten. Ziel musse es sein, sicherzustellen, dass die Gerichte ordnungsgemass
funktionierten. Dass dies der Fall sei, konne er garantieren. Carlo Sommaruga insistierte
in der Folge, dass die Veroffentlichung des Berichts im Internet mit Namensnennung
nicht abgesprochen gewesen sei.

Ebenfalls bezugnehmend auf ein aktuelles Ereignis stellte in der Folge Beat Rieder (cvp,
VS) «unverbliimt eine direkte Frage an den Herrn Bundesgerichtsprésidenten>», namlich
wie er zu Gesuchen auf Verschiebung der Bundesrichterwahlen stehe. In der Tat
standen am folgenden Tag die Gesamterneuerungswahlen des Bundesgerichtes an, bei
denen aufgrund der Forderung der SVP, einen Bundesrichter nicht zu bestétigen, ein
Verschiebungsgesuch der SP diskutiert werden sollte. Meyer argumentierte, dass er sich
als Bundesrichter nicht in parlamentarische Geschafte einmischen wolle. Dies sei
gelebte Gewaltenteilung. Seine persénliche Meinung, nachdem er zwdlfmal gewéhlt und
wiedergewahlt worden sei, sei aber, dass man mit einer Verschiebung keine Probleme
|6sen wirde.

Auch der Standerat nahm den Bundesbeschluss schliesslich ohne Diskussion an. ?
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POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.08.2016
MARLENE GERBER

Bildung, Kultur und Medien

Medien
Radio und Fernsehen

Im August 2016 verdffentlichte die SVP ein Positionspapier zur Medienpolitik, das in
den Medien auf Resonanz stiess. In ihrem Papier stellte sich die Volkspartei auf den
Standpunkt, dass die technologische Entwicklung im Mediensektor nach einer liberalen
Medienpolitik verlange. Die aktuelle staatliche Medienférderung laufe diesem Ansinnen
hingegen zuwider. Im vorgestellten Papier listete die SVP Aktivitaten der SRG auf, die
ihrer Meinung nach Uber den Konzessionsauftrag der Gesellschaft hinausgingen und
private Anbieter zu stark konkurrenzierten: Erstens stellte sich die Partei gegen einen
Ausbau des Online-Angebots und flrchtete um die Aufhebung des Online-
Werbeverbots. Bezlglich Letzterem hatte der Bundesrat in seinem Bericht zum Service
public festgehalten, dass das Werbeverbot nicht angetastet werde, solange die
Gesamteinnahmen der SRG stabil blieben. Sollte eine ab 2018 periodisch stattfindende
Uberpriifung der Ertrage jedoch in eine negative Richtung weisen, sei eine Aufhebung
des Werbeverbots zu prifen.

Zweitens stellte sich die Partei gegen die von der SRG zusammen mit Swisscom und
Ringier gegrindete Werbeallianz ,Admeira”, womit sie nicht alleine dastand: Der
Verband Schweizer Medien hatte zuvor bereits eine entsprechende Beschwerde beim
Bundesverwaltungsgericht eingereicht. Nicht zuletzt stellte sich die Volkspartei gegen
die Ausstrahlung von Sendungen und das Betreiben von Sendern, die in direkter
Konkurrenz zu Privaten stehen. Diese Forderung leitet sich aus dem Service-public-
Verstandnis der Partei ab, wonach Service public nur Leistungen umfassen soll, die
zwingend erbracht werden missen und nicht durch Private geleistet werden (kénnen).
Ferner verlangte die Partei unter anderem einen Verzicht auf die Medienférderung, die
Halbierung der Empfangsgeblihren, Mitspracherecht fur das Parlament bei der
Festlegung der Hohe der Empfangsgeblhren sowie bei der Vergabe der SRG-
Konzessionen - Letzteres entspricht ebenfalls der Forderung einer parlamentarischen
Initiative Muller (svp, SG) - und ein kostenloses Mitspracherecht der Geblhrenzahler
bei den Programmen. Letztgenanntes Anliegen stitzte der Bundesrat bereits in seinem
Service-public-Bericht in Erflllung eines Postulats Rickli (svp, ZH).

Zur No Billag-Initiative bezog die Partei in ihrem Papier keine Stellung. In einem
Interview mit dem Tagesanzeiger machte Parteiprasident Rosti jedoch klar, dass man
eine Unterstitzung der Initiative in Betracht ziehen werde, sollte die Volkspartei mit
ihren Forderungen im Parlament erfolglos bleiben. Rosti kritisierte ebenfalls den
Beschluss des Bundesrates, der Initiative keinen Gegenvorschlag unterbreiten zu
wollen. Man stehe jedoch nicht ganzlich hinter dem Volksanliegen; die Partei
beflrworte einen Service public flr alle vier Sprachregionen.

Auch bei der wirtschaftsfreundlichen FDP stiess das Papier nicht auf einhellige
Zustimmung. Gegenlber .La Liberté" stellte sich Vize-Prasident Philippe Nantermod
(fdp, VS) gegen eine Herabsetzung der Gebulhren. Im Gegenzug sei jedoch Uber den
obligatorischen Charakter der Abgabe nachzudenken. Der ehemalige RTS-Journalist
und gegenwartige FDP-Nationalrat Fathi Derder (fdp, VD) vertrat die Ansicht, die SVP
verkenne die mediale Realitat dramatisch. Die Medienvielfalt sei durch das Internet und
die neuen sozialen Medien nicht etwa gewachsen - dies der Standpunkt der Volkspartei
-, sondern im Gegenteil dadurch bedroht. Aus diesem Grund seien die vorgeschlagenen
Lésungen der SVP nicht zielfihrend fur den Erhalt einer vielféltigen Medienlandschaft. °

1) AB NR, 2019, S. 1135 ff.; AB SR, 2019, S. 400 ff.; BBI. 2019, S. 4653 f.; Geschaftsbericht Bundesgericht 2018
2) AB NR, 2020, S. 1649 ff; AB SR, 2020, S. 984 ff; BBI, 2020, S. 8397; Geschaftsbericht Bundesgericht 2019
3) Positionspapier der SVP zur Medienpolitik; BaZ, CdT, Lib, NZZ, TA, TG, 27.8.16
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